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Zum 1.8.2021 ist das Gesetz zur Modernisierung des notariellen Berufsrechts und zur Änderung weiterer Vorschriften in Kraft ge-

treten. Anders als der Name vermuten lässt, enthält es auch für die Anwaltschaft einige wichtige Neuerungen für die tägliche

Praxis, allen voran sicherlich die Lockerung der Urlaubsregelungen. Denn seit August 2021müssen Anwälte bei Abwesenheit von

der Kanzlei erst ab zwei Wochen eine Vertretung benennen. Der Kammer müssen sie das nicht mehr anzeigen, sich dafür aber

selbst um den Zugang zum beA kümmern. Eine wichtige Neuerung findet sich in § 46c BRAO: Auf Syndikusanwältinnen und

-anwälte sind die BRAO-Vorschriften zur Vertretung und zur Abwicklung von Kanzleien künftig nichtmehr anwendbar. Allerdings

müssen Syndizi nun einen Zustellungsbevollmächtigten benennen, sobald sie länger als eine Woche gehindert sind, ihren Beruf

auszuüben. Auch dieser Zustellungsbevollmächtigte muss, wie beim niedergelassenen Kollegen, Zugang zum beA bekommen.

Eine Änderung sieht § 24 BRAO n.F. schließlich für Rechtsanwälte im Ruhestand vor. Bisher durfte man sich auf Antrag auch wei-

terhin Anwalt nennen, auch wennman nicht mehr zugelassenwar. In Zukunft muss, wer seine Zulassung nicht mehr hat, die Be-

zeichnung „Rechtsanwalt imRuhestand/i.R.“ führen (s.MeldungBRAKvom3.8.2021).

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BGH: Sammelklage-Inkasso zulässig

a) Der Inkassobegriff der § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1,

§ 2 Abs. 2 Satz 1 RDG umfasst Geschäftsmodelle,

die ausschließlich oder vorrangig auf eine ge-

richtliche Einziehung der Forderung abzielen.

Dies gilt auch im Fall des sogenannten „Sammel-

klage-Inkasso“.

b) EineweichePatronatserklärungkommtalsMit-

tel zur Vermeidung der rechnerischen Überschul-

dung nicht in Betracht. Wenn sich in der Ertrags-

und Finanzplanung bereits Liquiditätslücken ab-

zeichnen, lässt sich eine positive Fortführungs-

prognose bei einer bereits in der Krise befindli-

chen Gesellschaft damit nur ausnahmsweise be-

gründen.

BGH, Urteil vom 13.7.2021 – II ZR 84/20
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-1857-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Hyundai-Grauimport

Durch die Übergabe der Ware an einen von der

Tochtergesellschaft des Markeninhabers beauf-

tragten Frachtführer im Europäischen Wirt-

schaftsraum tritt eine Erschöpfung des Marken-

rechts nicht ein, wenn die Ware nach dem Inhalt

des mit einem in der Europäischen Union ansäs-

sigen Käufer geschlossenen Kaufvertrags an eine

außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums

ansässige Tochtergesellschaft des Käufers gelie-

fert werden soll (Fortführung von BGH, Urteil

vom 27. April 2006 – I ZR 162/03, GRUR 2006,

863 = WRP 2006, 1233 – ex works).

BGH, Urteil vom 27.5.2021 – I ZR 55/20
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-1857-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zum Markenschutz des Goldtons des

„Lindt-Goldhasen“

Der BGH hat mit Urteil vom 29.7.2021 – I ZR 139/

20 – entschieden, dass der Goldton des „Lindt-

Goldhasen“ Markenschutz genießt. Die Klägerin-

nen haben nachgewiesen, dass der Goldton des

„Lindt-Goldhasen“ innerhalb der beteiligten Ver-

kehrskreise i. S. von § 4 Nr. 2 MarkenG als Marke

Verkehrsgeltung für Schokoladenhasen erlangt

hat. Nachder vorgelegtenVerkehrsbefragungbe-

trägt der Zuordnungsgrad des für die Folie des

„Lindt-Goldhasen“ verwendeten goldenen Farb-

tons im Zusammenhang mit Schokoladenhasen

zum Unternehmen der Klägerinnen 70 % und

übersteigt damit die erforderliche Schwelle von

50 % deutlich. Der Erwerb von Verkehrsgeltung

setzt nicht voraus, dassdas Farbzeichenals „Haus-

farbe“ für sämtliche oder zahlreiche Produkte des

Unternehmens verwendet wird. Ebenso wenig

kommt es darauf an, ob der Verkehr dann, wenn

derGoldton für andere Schokoladenhasenalsden

bekannten Lindt-Goldhasen verwendet würde,

darin einenHerkunftshinweis auf die Klägerinnen

sähe. Das ist eine Frage der Verwechslungsgefahr,

die sich erst im Rahmen der Prüfung einer Verlet-

zung der Farbmarke stellt. Gegen eine Verkehrs-

geltung des Goldtons spricht schließlich nicht,

dass er zusammenmit ebenfalls verkehrsbekann-

ten Gestaltungselementen des „Lindt-Goldha-

sen“ (sitzender Hase, rotes Halsband mit golde-

nem Glöckchen, Bemalung und Aufschrift „Lindt

GOLDHASE“) eingesetzt wird. Entscheidend ist,

dass die angesprochenen Verkehrskreise in einer

Verwendung dieses Goldtons für Schokoladenha-

sen auch dann einen Herkunftshinweis sehen,

wenn er zusammen mit diesen anderen Gestal-

tungselementenverwendetwird.
(PM BGH Nr. 147/2021 vom 29.7.2021)

BGH: Unwirksamkeit der Facebook-AGB zur

Löschung von Nutzerbeiträgen und Konten-

sperrungunter demVorwurf der „Hassrede“

Der BGH hat mit Urteilen vom 29.7.2021 – III ZR

179/20 und III ZR 192/20 – entschieden, dass die

Geschäftsbedingungen von Facebook vom

19.4.2018 zur Löschung vonNutzerbeiträgen und

Kontensperrung bei Verstößen gegen die in den

Bedingungen festgelegten Kommunikations-

standards unwirksam sind. Dies gilt jedenfalls,

weil sich die beklagte Anbieterin nicht gleichzei-

tig dazu verpflichtet, den Nutzer über die Entfer-

nung seines Beitrags zumindest nachträglich und

über eine beabsichtigte Sperrung seines Nutzer-

kontos vorab zu informieren, ihm den Grund da-

für mitzuteilen und eine Möglichkeit zur Gegen-

äußerung mit anschließender Neubescheidung

einzuräumen. Wurde aufgrund der unwirksamen

Geschäftsbedingungen der Beitrag eines Nutzers

gelöscht und dessen Konto vorübergehend mit

einer Teilsperrung belegt, hat der Nutzer einen

Anspruch auf Freischaltung des gelöschten Bei-

trags undggf. auch auf Unterlassung einer erneu-

ten Kontosperrung und Löschung des Beitrags

bei dessen erneuter Einstellung.
(PM BGH Nr. 149/2021 vom 29.7.2021)

LG München I: Schadensersatzpflicht des

Aufsichtsrats bei unterlassener Einberufung

einer Sitzung zwecks Beschlussfassung über

Maßnahmen zur Krisenbehebung

1. In der Situation einer Krise oder derMöglichkeit

der Krise ist der Vorsitzende des Aufsichtsrats ver-

pflichtet, eine Sitzung des Aufsichtsrats einzube-

rufen. Unterlässt er dies und wären auf der Sit-

zung Maßnahmen zur Behebung der Krise be-

schlossen worden, so ist er zum Ersatz des daraus

entstehenden Schadens verpflichtet. Dies gilt vor

allem dann, wenn der Vorstand und/oder ein an-

deres Mitglied des Aufsichtsrats die Einberufung

einer Sitzung des Aufsichtsrats verlangt. Im Falle

der Insolvenz der Gesellschaft, beläuft sich der

Schaden auf dieHöhedes Eigenkapitals.

2. Die Darlegungs- und Beweislast dafür, dass

auch bei Durchführung der Maßnahmen die In-

solvenz eingetreten wäre, weil den von anderen

Mitgliedern des Aufsichtsrats vorgeschlagenen

Maßnahmen insbesondere auch auf der Haupt-

versammlung nicht zugestimmt worden wäre,

trifft das Mitglied des Aufsichtsrats.

LG München I, Beschluss vom 22.6.2021 –

33 O 7985/20
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-1857-3

unterwww.betriebs-berater.de
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